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FOR IMMEDIATE RELEASE      14. August 2018 

 
 
Union will schon geringste Fortschritte im Tierschutz zurücknehmen 
 

 
Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration 
ab 1. 1. 2019 muss bleiben! 

 
(Düsseldorf/Münster) – Ab 1. Januare 2019 sollte mit der Tierquälerei bei der Ferkel-
kastration Schluss sein. Das novellierte Tierschutzgesetzt sieht dies vor. Jetzt will 
eine Unions-Initiative, der sich auch die NRW-Landesregierung angeschlossen hat, 
diese Tierquälerei bis 2023 fortsetzen. Für den Landesvorstand der Ökologisch-
Demokratische Partei (ÖDP) Nordrhein-Westfalen ist dies erneut ein Beweis dafür, 
dass der Tierschutz für die Union keine Relevanz hat.  
 
Die bayerische CSU hat diese Bundesratsinitiative gestartet. Berichten zufolge wer-
den Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und weitere Länder die Initiative unterstüt-
zen. 
 
Die ÖDP NRW fordert die nordrhein-westfälische Landesregierung auf, das Tierleid 
bei der betäubungslosen Ferkelkastration zu beenden und im Bundesrat gegen eine 
Verschiebung des Enddatums für diese Tierquälerei über den 1. 1. 2019 hinaus zu 
stimmen. 
 
Zwar soll das Tierschutzgesetz Tiere vor Schmerzen schützen. Paragraph 5 des 
Tierschutzgesetztes schreibt vor, dass ein schmerzhafter Eingriff bei einem Wirbeltier 
nicht ohne Betäubung durchgeführt werden darf. Es lässt allerdings die Ausnahme 
zu, dass Ferkel bis zu ihrem siebten Lebenstag ohne Betäubung kastriert werden 
dürfen. Grund für diese Ausnahme: der für manche Menschen unangenehme Geruch 
und Geschmack ("Ebergeruch"), den das Fleisch von Ebern bzw. unkastrierten 
männlichen Mastschweinen haben kann. Aus diesem Grunde werden in Deutschland 
jährlich 20 Millionen männliche Schweine betäubungslos kastriert. 
 
Dieser Tierquälerei soll die Novelle des Tierschutzgesetztes ab 1. Januar 2019 ein 
Ende machen. Jetzt will die Union unter Führung der CSU das Leid der jungen Eber 
5 Jahre verlängern. Das bedeutet, dass in Deutschland weitere 100 Millionen Tiere 
betäubungslos kastriert werden. 
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Ein vollständiger Verzicht auf die Kastration wäre für die Tiere das Beste. Eine Mög-
lichkeit stellt hierbei die Ebermast dar. Die Ebermast ist die Haltung unkastrierter 
Eber. Auch hierfür gibt es in der Tierzucht geeignete Verfahren, die darüber hinaus 
auch noch kostengünstiger wären. Eine weitere Alternative, um auf die Kastration zu 
verzichten, stellt die Impfung gegen Ebergeruch dar. 
 
Mit der Ebermast, der Impfung gegen Ebergeruch und der Kastration unter Vollnar-
kose gibt es drei Alternativen, die bereits praxistauglich und vor allem tierschutzge-
recht sind. Somit ist eine Verschiebung des Verbots der betäubungslosten Ferkel-
kastration unnötig und schafft nur unnötiges Tierleid. 
 
Der Hinweis auf fehlende Verfahren von Seiten der Tierzüchter ist ein Scheinargu-
ment. Seit der Verabschiedung der Novelle des Tierschutzgesetztes sind 5 Jahre 
vergangen, in denen flächendeckend eine saubere Lösung hätte eingeführt werden 
können. Einfach nichts tun und dann kurz vor Toresschluss auf die Hilfe der Union 
bauen ist ein Verfahren, mit dem das Verbot der Ferkelkastration durch die Lobby-
verbände unterlaufen und verhindert werden soll. 
 
 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) wurde 1982 als Bundespartei gegründet. 

Die ÖDP hat derzeit bundesweit ca. 6400 Mitglieder und über 470 Mandatsträger auf der Gemeinde-, Stadt- und Kreisebene, 
ist in Bezirkstagen vertreten, stellt 18 Bürgermeister und stellv. Landräte und ist seit 2014 auch im Europäischen Parlament 

vertreten. 

 

Wer wir sind ... 
In der Ökologisch-Demokratischen Partei (ÖDP) arbeiten Menschen, die gemeinwohlorientiert denken und handeln. Der 

oberste Grundsatz unseres politischen Handelns ist, dass wir nicht nur an uns selbst denken, sondern auch solidarisch an alle 

Menschen auf unserer Erde und an die zukünftigen Generationen. Wir entwickeln zukunftsfähige Lösungen für Mensch, Tier 

und Umwelt mit dem Ziel einer lebenswerten, gerechten und friedvollen Gesellschaft. Der Grundsatz „Mensch vor Profit“ 
steht im Mittelpunkt unserer Politik. Wir lösen die Umwelt- und die Armutsfrage gemeinsam, indem wir ökonomische, öko-

logische und soziale Zusammenhänge ehrlich und weitsichtig betrachten.  

 

 

Pressekontakt: 
Ökologisch Demokratische Partei (ÖDP), Landesverband NRW 

Weseler Str. 19 - 21 

48151 Münster 

Telefon   0251 / 760 267 45   
E-mail:   presse@oedp-nrw.de    

Internet:   www.oedp-nrw.de 

Vorstand:                    https://www.oedp-nrw.de/partei/organisation/landesvorstand/                                                

V.i.S.d.P.:  Martin.Schauerte@oedp.de  (Landesvorsitzender) 
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